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(No. 1920.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. Juni 1838., die Erhebung des Wegegeldes 8 

in der Stadt Oppeln, mit Ausnahme der in die Chauſſeelinie fallenden 

Straßen, betreffend, nebſt dem darüber Allerhöchſt vollzogenen Tarif vom 

13. Juni 1838. 


(> 
Ar) habe den mit Ihrem Berichte vom 13. d. M. eingereichten Tarif fuͤr 
die Erhebung eines Wegegeldes in der Stadt Oppeln mit Ausnahme der in 
die Chauſſeelinie fallenden Straßen unter Vorbehalt einer Reviſion von 10 zu 
10 Jahren, genehmigt und ſende denſelben vollzogen zurück. 
Erdmannsdorf, den 23. Juni 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats: und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


. 
nach welchem das Wegegeld in der Stadt Oppeln, mit Ausnahme 
der in die Chauſſeelinie fallenden Straßen, zu erheben iſt. 


1) Von allen Laſtfuhrwerken, ſowohl mit Raͤdern, als auch von Schlitten: 
a) beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier ... 1 Sgr. 4 Pf. 
b) unbeladen, für jedes Pferd oder andere Zugthienr. — +» 8» 
2) Von laͤndlichen Fuhren und Schlitten, welche Naturalien, 
Materialien und Viktualien auf den Markt zum Verkauf 
bringen, für jedes Pferd oder andere Zugthier - - - Se 
3) Von jedem unangeſpannten Pferde, Ochſen, Kuh, Maulthier 
und Eſel, imgleichen von jedem beladenen Schubkarren, der 
von Leuten reſpektive geſchoben oder gezogen wird. — 7 8. 
4) Von Kaͤlbern, Schweinen, Schaafen und Ziegen, die einzeln 
unter drei Stuͤck gefuͤhrt werden, wird nichts entrichtet, von 
drei Stück und mehr aber für jede drei Stuͤ enk — 
(No. 1920.) Jahrgang 1838. Qa q Zu⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 18. Auguſt 1838.) 


Sm 
Zufäslide Beſtimmun g. 


Ein Laſtfuhrwerk wird für beladen angenommen, wenn außer den Zube⸗ 
hoͤrungen deſſelben und Futter fuͤr hoͤchſtens drei Tage, an andern Gegenftänden 


mehr als 


die Ladung eines Schubkarrens, naͤmlich zwei Zentner, ſich auf dem⸗ 


ſelben befindet. 


Befreiungen. 


Wegegeld wird nicht erhoben: 


1) 
2) 


3) 


4) 
5) 


6) 


7) 
8) 


von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤnigl. 
Hauſes, imgleichen den Koͤnigl. Geſtuͤten angehören; 

vom Armee⸗Fuhrwerke und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mi⸗ 
litair auf dem Marſche bei ſich führt; desgleichen von Offizieren zu 
Pferde im Dienſt und in Dienſtuniform; = 

von oͤffentlichen Beamten auf Dienſtreiſen, innerhalb ihrer Geſchaͤfts⸗ 
Bezirke, wenn ſie ſich legitimiren; desgleichen von Pfarrern und Schul⸗ 
lehrern bei Amtsverrichtungen innerhalb ihres Dienſtbezirks; von Trans⸗ 
porten, die fuͤr unmittelbare Rechnung der Regierung geſchehen, auf 
Vorzeigung von Freipaͤſſen; imgleichen von Vorſpann⸗ und Lieferungs⸗ 
fuhren auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn fie ſich als ſolche durch den 
Fuhrbefehl ausweiſen; ſo wie von Salzfuhren, die fuͤr Rechnung des 
Fiskus entweder durch Entrepreneurs oder auf andere Weiſe bewirkt 
werden; von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeinde⸗Huͤlfsfuhren, im⸗ 
gleichen von Armen⸗ und Arreſtantenfuhren; von Chauſſeebau⸗, Kir⸗ 
chen⸗ und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; 

von oͤffentlichen Kouriers, imgleichen von ordinairen, Reit⸗, Kariol⸗ 
Fahr⸗ und Schnellpoſten, oder von leer zuruͤckkehrenden Poſtpferden; 
von allen Kutſchen, Kaleſchen, Kabriolets, Schlitten und uͤberhaupt 
von allen Fuhren, welche lediglich zum Fortſchaffen von Perſonen be⸗ 
ſtimmt ſind, inſofern die Fuͤhrer derſelben und die darauf befindlichen 
Perſonen keine zum Verkauf beſtimmte Gegenſtaͤnde geladen haben; 
von Duͤngerfuhren uͤberhaupt; von andern Wirthſchaftsfuhren, ein⸗ 
ſchließlich derjenigen zur Anfuhr der Bau⸗ und Brennmaterialien, in⸗ 
ſoweit letztere mit eigenem Geſpann geleiſtet werden, imgleichen von 
Wirthſchaftsvieh der Ackerwirthe, jedoch nur innerhalb der Gemeine⸗ 
Grenzen und innerhalb der Feldmark, worin die von ihnen bewirth⸗ 
ſchafteten Grundſtuͤcke liegen; 

von vom Markte leer zuruͤckkehrenden Fuhren; 

von allen Fuhren und Thieren der Ortseinwohner mit Geraͤthſchaften 
oder zur eigenen Haus⸗ und Wirthſchaftsnothdurft. 


Berlin, den 13. Juni 1838. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
ES Graf v. Alvensleben. 8 
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(No. 1921.) Auszug aus der Allerhöchſten Kabinetsorder vom 10. Juli 1838., mit dem Re⸗ 
gulativ über die Prüfung der Landrathsamts⸗ Kandidaten vom 13. Mai 
dieſes Jahres. 


Di Staatsminifterium empfängt auf den Bericht vom 13. Mai d. J. das 

_ Mi eingereichte Regulativ über die Prüfung der Landrathsamts - Kandidaten 
hierneben zuruͤck. Ich habe gegen den Inhalt deſſelben, namentlich gegen die 
im §. 2. enthaltene Beſtimmung der Regierung zur Pruͤfungsbehoͤrde, nichts zu 
erinnern, und uͤberlaſſe dem Staats miniſterium die Bekanntmachung durch die 
Geſetzſammlung zu verfuͤgen. Zugleich genehmige Ich nach dem Antrage, daß 
kuͤnftig unter den dreien, von den Kreisſtaͤnden Mir vorzuſchlagenden Kandida⸗ 
ten nur derjenige ſich der Pruͤfung zu unterwerfen habe, den Ich zur Verwal⸗ 
tung der Stelle deſignire. f 


Teplitz, den 10. Juli 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 5 


Regulati v 


über die Prüfung der Landrathsamts⸗Kandidaten. 


. 1. 
D. ruͤfung haben ſich alle diejenigen Kandidaten des Landrathsamts zu Berpfichtung, 
en 6 nn 1 des Könige Majeſtaͤt von derſelben entbunden u u dr 
werden, noch durch eine bei einer der beiden Ober⸗Eraminations⸗Kommiſſionen een und de 
beſtandene Prüfung die Reife zu der Stelle eines Mitgliedes einer Regierung en 
oder eines Obergerichts nachgewieſen, noch endlich ſich nach vollendetem Regie⸗ 
rungs⸗Referendariat das Zeugniß der vollſtaͤndigen Vorbereitung zu der Pruͤ⸗ 
ng bei der eee ee „Kommiſſion für die Beamten der höheren 
erwaltung erworben haben. s a 
"Um zur Prüfung zugelaſſen zu werden, hat der Kandidat bei der, der 
Landrathsſtelle um welche er ſich bewirbt, vorgeſetzten Regierung einen vollſtaͤn⸗ 
digen von ihm ſelbſt verfaßten und eigenhaͤndig geſchriebenen Lebenslauf in Deut⸗ 
ſcher Sprache, worin beſonders auch uͤber den Gang, welchen ſeine Erziehung 
(No. 1921.) Q99 2 un 
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und Ausbildung genommen hat, und über feine etwanigen früheren Amtsverhaͤlt, 
niſſe jeder Art genaue Auskunft gegeben werden muß, einzureichen. 


$. 2. 
prüfungsbe⸗ Die Pruͤfung ſelbſt wird von dem Regierungs⸗Praͤſidenten angeordnet, 
ER welcher drei Examinatoren unter den Abtheilungs⸗Dirigenten und altern Rathen 
des Kollegii, die zu dieſem Geſchaͤfte von ihm vorzugsweiſe geeignet befunden 
werden, auswaͤhlt, und zu der Prüfungs⸗Kommiſſion, unter eigenem Vorſitz, 
vereiniget. Ein Wechſel des Perſonals der Mitglieder dieſer Kommiſſion iſt, 
nach dem Gutfinden des Praͤſidenten, in jedem einzelnen Falle zulaͤſſig. 


$. 3. 
Beſtandthelle Die Prüfung zerfallt in eine ſchriftliche und muͤndliche. 
der Prüfung. 4 
Schriftliche Die ſchriftlichen Probearbeiten beſtehen: 8 
Prüfung. 1) in der Beantwortung einiger ſchriftlich aufzugebenden Fragen; 


2) in einem darſtellenden und gutachtlichen Bericht uͤber einen gegebenen Fall 
oder aus dem Kandidaten zuzufertigenden Akten; endlich 
3) in einem auszuführenden kommiſſariſchen Lokglauftrage. 

Die Aufgaben zu dieſen Ausarbeitungen werden von der Prüfungs⸗Kom⸗ 

miffion gewählt, und zwar it die Wahl ausſchließlich auf ſolche Gegenſtaͤnde der 
Verwaltung zu richten, welche der landraͤthlichen Amts wirkſamkeit, mithin nicht ledig⸗ 
lich der Theorie, ſondern vielmehr vorzugsweiſe der Praxis, angehoͤren. Zu dem 
Lokal⸗Auftrage ins beſondere ift ein Amtsgeſchaͤft aus dem Polizei⸗ Militair⸗„Steuer⸗ 
oder Kommunalfache zu beſtimmen, welcher ſeiner Natur nach nicht langwierig 
und verwickelt iſt, gleichwohl zur Entwickelung verſchiedenartiger Fertigkeiten Ge⸗ 
legenheit darbietet. 
Eine Dispenſation von dem zu 3. erwaͤhnten kommiſſariſchen Auftrage 
iſt in dem Falle zuläffig, wenn der Kandidat in einer fruͤheren dienſtlichen Stel⸗ 
lung, ſey es als Regierungs⸗Referendarius oder ſonſt ſchon ein ſolches Geſchaͤft, 
welches nach dem Urtheil der Prüfungs » Kommiffion für den Zweck genügt, 
ſelbſtſtaͤndig ausgeführt hat. Einem ſolchen Geſchaͤft iſt auch die interimiſtiſche 
Verwaltung eines Landrathsamtes, von min deſtens halbjaͤhriger Dauer, gleich 
zu achten, wenn ſolche nach dem Zeugniß der vorgeſetzten Regierung dazu an⸗ 
gethan war, des Kandidaten Tuͤchtigkeit zur Ausrichtung fommiffarifher Ge 
ſchaͤfte auf eine überzeugende Weiſe darzuthun. 


Ben $. 5. 

Die ſchriftlichen Probearbeiten muͤſſen von dem Kandidaten laͤngſtens 
binnen dreimonatlicher Friſt, welche der Regierungs⸗Praͤſident im Falle glaubhaft 
nachgewieſener Behinderungen, deren Beſeitigung nicht in des Kandidaten 
Macht geſtanden, den Umſtaͤnden nach angemeſſen verlängern kann, der Pruͤ⸗ 
fungs⸗Kommiſſion eingereicht werden. 

5 Wird dieſe Friſt nicht inne gehalten, fo iſt von der Prüfung überhaupt 
mund zu nehmen, und dieſes dem Kandidaten durch einen Beſcheid zu er 
Unter jeder der ſchriftlichen Probearbeiten muß der Kandidat an A 
att 


„ 


fiatt die Erklaͤrung abgeben, daß er ſolche ohne fremde Huͤlfe ſelbſt und allein 
abgefaßt habe. 


§. 6. 

Ueber jede einzelne ſchriftliche Probearbeit wird von demjenigen Mit⸗ 
gliede der Pruͤfungs⸗Kommiſſion, welchem der Regierungs⸗Praͤſident ſelbige zu⸗ 
theilt, eine nicht nur die Materie, ſondern auch die Form behandelnde ſchrift⸗ 
liche Beurtheilung abgefaßt. 

Dabei ift hauptſächlich zu begutachten, ob und in welchem Grade der 
Kandidat die Fahigkeit bekundet hat, Geſchaͤftsgegenſtaͤnde in logiſcher Ordnung 
und korrekter Sprache mit Klarheit darzuſtellen, dieſelben materiell aus dem 
richtigen Geſichtspunkte aufzufgſſen, vollſtaͤndig zu beurtheilen und zweckmaͤßig 
zur hoͤhern Entſcheidung vorzubereiten a 

Auf den Grund dieſer Beurtheilung hat die Pruͤfungs⸗Kommiſſion zu 
erwaͤgen und zu beſchließen, wie das Gutachten uͤber die Ausarbeitungen des 
Kandidaten im Ganzen zu faſſen iſt, wobei ohne Bedingung und Vorbehalt 
nur die drei Alternativen geſtattet ſind: f 

a) „vorzüglich gelungen“; 
b) „genügend”; 
c) „nicht genügend”; i i 

In keinem Falle dürfen für eine und dieſelbe Prüfung neue Aufgaben 
zu anderweitigen Ausarbeitungen anſtatt derjenigen, welche fuͤr „nicht genuͤgend“ 
erklaͤrt worden find, zugetheilt werden. 


F. 7. 

Nach forgfältiger Erwägung des Ausfalls der ſchriftlichen Prüfung im Sulafung zur 
Ganzen genommen, hat die Pruͤfungs⸗Kommiſſion daruͤber zu entſcheiden, Prlfung 
ob der Kandidat zur muͤndlichen Pruͤfung zugelaſſen werden kann oder nicht, 

im erſteren Falle den Pruͤfungstermin anzuberaumen und die Vorladung zu dem⸗ 

ſelben zu veranlaſſen. 

Es kann die Zulaffung zur muͤndlichen Prüfung aber nur allein in dem 
Falle verſagt werden, wenn die Reſultate der ſchriftlichen Prüfung im Ganzen 
genommen die Ueberzeugung gewaͤhren, daß dem Kandidaten diejenige Vor⸗ 
bildung zum Landrathsamte fehlt, ohne welche derſelbe den bei der muͤndlichen 
Pruͤfung nothwendig an ihn zu richtenden Anforderungen irgend befriedigend zu 
entſprechen nicht vermag. 5 


b. 8. 

Die muͤndliche Pruͤfung iſt auf diejenigen Geſchaͤftszweige, welche der Verfahren bei 
landraͤthlichen Amtswirkſamkeit angehören, zu beſchraͤnken, und, fo 21 5 85 ge 
möglich, praktiſch einzurichten. Neben den erworbenen Kenntniſſen find jeder⸗ ul ers 
zeit guch die naturlichen Anlagen des Kandidaten, deren Entwickelung hinſicht⸗ 
lich des Auffaſſungs⸗ und Beurtheilungs⸗Vermoͤgens, der Grad der Faͤhigkeit, 
ſich muͤndlich in der Deutſchen Sprache uͤber Geſchaͤftsgegenſtaͤnde beſtimmt, 
zuſammenhaͤngend und fuͤr Jedermann verſtaͤndlich auszudruͤcken, ſo wie die 
Geuͤbtheit in Anwendung gegebener Vorſchriften auf ſpezielle Faͤlle mittelſt 
Vorlegung ſolcher Faͤle aus der Amtspraxis, deren Entſcheidung nicht unbe⸗ 
denklich iſt, zu erforſchen. Nie 

: icht 
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Nicht minder iſt zu unterſuchen, in welchem Maaße der Kandidat ſich 
mit den allgemeinen und beſonderen Verhaͤltniſſen des Kreiſes, zu deſſen Land⸗ 
rathsſtelle er praͤſentirt werden ſoll, bekannt gemacht hat. 


§. 9. 


Erprobung der. Wenn die Qualifkation zur Verwaltung der Landrathsſtelle eines ſolchen 
ſinderer Lan Kreiſes geprüft wird, in deſſen Umfange oder naͤchſten Umgebungen eine beſon⸗ 
an, dere Landesſprache (die Polniſche, Lithauiſche, Franzoͤſiſche — nach Verſchieden⸗ 
heit der Gegenden) entweder ausſchließlich oder neben der Deutſchen Sprache 
gebräuchlich iſt, To muß der Kandidat ſich darüber ausweiſen, daß ihm, außer 
einer unter allen Umſtanden erforderlichen vollſtaͤndigen Kenntniß der Deutſchen, 
als der allgemeinen Geſchaͤftsſprache, wenigſtens ſo viel Bekanntſchgft mit jener 
beſonderen Sprache eigen iſt, um ſelbige nicht allein verſtehen, ſondern auch 
einigermaßen geldufig ſprechen und ſchreiben zu konnen. 
Zur Erprobung dieſer Sprachkenntniß iſt dem Kandidaten, noͤthigenfalls 
unter Zuziehung von Sprachkundigen, Gelegenheit zu kurzen muͤndlichen Vor⸗ 
traͤgen und ſchriftlichen Aufſaͤtzen uͤber Geſchaͤftsgegenſtaͤnde zu geben. 


i 9. 10. 


eſiſtellung Der Ausfall der muͤndlichen Pruͤfung iſt gleich nach deren Beendigung 

der Rehau protokolgariſch feftzuftellen, und alsdann ſofort auf dieſe Feſtſtelung, in Verbin⸗ 

überhaupt. dung mit den Reſultaten der vorhergegangenen vorbereitenden, beſonders der 
ſchriftlichen Prüfung (d. 4. und 9.) der in das Protokoll aufzunehmende Be 
ſchluß zu begruͤnden, ob der Kandidat entweder 


a) „zur Verwaltung des Landrathsamtes faͤhig (wobei das Praͤdikat 
„vorzüglich“ " nachgelaſſen)“ oder 
1 b) „dazu nicht faͤhig“ 
It. 

Dieſer Beſchluß, welcher ebenfalls ganz unbedingt und ohne Vorbehalt 
ausgeſprochen werden muß, iſt von der Pruͤfungs⸗Kommiſſion entweder einſtim⸗ 
mig, oder nach Stimmenmehrheit, wenn aber die Stimmen gleich getheilt find, 
mit dem Vorrechte des Regierungs⸗Praſidenten, als Vorſitzenden, durch feine 
Stimme den Ausſchlag zu geben, nach Pflicht und Ueberzeugung zu faſſen. 


g. 11. 
et Um die Vorbereitung auf das Landrathsamt im praktiſchen Wege zu 
zeitung auf das erleichtern, iſt denjenigen, welche ſich über ihre Wählbarkeit zu dieſem Ante, 
Sandrathsamt nach allgemeinen Erforderniſſen und über eine Schulbildung, welche die Reife 

zu den Univerfitäts-Studien erreicht, gehörig auszuweiſen im Stande find, ver⸗ 
ſtattet, ohne daß es einer Befähigung zum eigentlichen Regierungs⸗Referenda⸗ 
rigt bedarf, zum Behuf ihrer Ausbildung für Verwaltungsgeſchaͤfte bei einer 
Regierung einzutreten. 
Die Regierungs⸗Praͤſidenten haben über die Zulaſſung ſolcher zum Land- 
rathsamte Waͤhlbaren, auf ihr Anſuchen, nach vorgaͤngiger Erfüllung dae 
w 
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wovon die Gewährung abhängig iſt, zu beſtimmen, auch die Beſchaͤftigung der⸗ 
ſelben anzuordnen und zu leiten. Dabei muß jederzeit vorzugsweiſe auf eine 
ſolche Beſchaͤftigung Bedacht genommen werden, wodurch der Zweck, mit den 
Obliegenheiten des landraͤthlichen Amtsberufs bekannt und zur Erfüͤlling derſel⸗ 
ben geſchickt zu werden, am vollſtaͤndigſten erreicht werden kann. a . 
Zu dieſem Ende iſt auch von auswaͤrtigen kommiſſariſchen Auftraͤgen in 
Angelegenheiten der Kreisverwaltung Gebrauch zu machen, und insbeſondere bei 
Gelegenheit die Unterſtuͤtzung tuͤchtiger Landraͤthe in ihrer Amtsfuͤhrung oder die 
Vertretung irgend eines Kreis⸗Sekretairs und, — bei ſchon weiter vorgeſchrit⸗ 
tener Ausbildung — ſelbſt die Vertretung eines Landraths aufzutragen. 


F. 12. 
Alle frühere Verordnungen, Inſtruktionen und Vorſchriften, welche mit ee 
dieſem Regulativ nicht uͤbereinſtimmen, ſind hiermit außer Kraft geſetzt. = 


Berlin, den 13. Mai 1838. 


Koͤnigliches Staatsminiſterium. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Sch. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


| 
| 8 | 
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No. 1922.) Deklaration der Verordnung vom 16. Juni 1820., die Erwerbung und Aus⸗ 
, See, SE Parc übung der Realrechte auf Grundſtücke, insbeſondere der Hypothekenrechte, 
ren IR A, 006 bei nicht vollſtändig eingerichtetem Hypothekenweſen betreffend. Vom 
N 28. Juli 1838. 


Gy Geh 7857 WS 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben Uns vortragen laſſen, daß uͤber den Sinn der Verordnung vom 16. Juni 
1820., betreffend die Erwerbung und Ausübung der Realrechte auf Grundſtuͤcke, 
insbeſondere der Hypothekenrechte, bei nicht vollſtaͤndig eingerichtetem Hypothe⸗ 
kenweſen (Geſetzſammlung Seite 106.) verſchiedene Meinungen in den Gerich⸗ 
ten entſtanden find. Zur Beſeitigung dieſer Zweifel und zur Feſtſtellung des 
wahren Sinnes des angeführten Geſetzes verordnen Wir auf den von Unferen 
Juſtizmimſtern im Einverftändniffe mit dem Staatsminiſterium gemachten An 
trag und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, wie folgt: 


5 F. 1. 
Die Verordnung vom 16. Juni 1820. iſt auf jedes einzelne Grundftüd 
bis zu ſeiner Eintragung in das Hypothekenbuch anwendbar, ohne Unterſchied, 
ob andere, in demſelben Gerichtsbezirke befindliche Grundſtuͤcke in das Hypothe⸗ 
kenbuch dieſes Gerichtsbezirks bereits eingetragen ſind oder nicht. 


$. 2. 

Die in dem F. 2. derſelben Verordnung enthaltenen Worte: unter 

dem Original⸗Inſtrumente, gehoͤren zwar zu den Vorſchriften uͤber das 
Verfahren, welches der Hypothekenrichter zu beobachten angewieſen ift, aber nicht 
zu den nothwendigen Formen, ohne deren Beobachtung der eingetragene Glaͤu⸗ 
biger die im $. 5. beſtimmten Rechte nicht erlangen kann. Es ſtehen demſelben 
vielmehr dieſe Rechte auch dann zu, wenn die Rekognition nicht auf dem Ori⸗ 
ginal⸗Inſtrumente vermerkt, ſondern beſonders ertheilt worden iſt. 8 | 
Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruch 

tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Juli 1838. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
8 Beglaubigt: 
Duͤesberg. 
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